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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 34. 


(Nr. 2759.) Bankordnung de dato Erdmannsdorf, den 5. Oktober 1846, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

b Preußen ꝛc. dc. 
thun W ein zu wiſſen: 

Nachdem Unſerer, in der Order vom 11. April d. J. (Geſe ſammlun 
S. 153.) ausgeſprochenen Abſicht wegen Betheiligung von N 5 
den Geſchäften der Bank durch die Zeichnung eines Einſchußkapitals von Zehn 
Millionen Thaler entſprochen worden iſt, haben Wir beſchloſſen, der Bank eine 
den gegenwaͤrtigen Beduͤrfniſſen entſprechende Verfaſſung zu geben. Wir ver⸗ 
ordnen demnach, daß das bisherige Bankinſtitut als 
Preußiſche Bank 

fortbeſtehen ſoll und verleihen demſelben nachſtehende Bankordnung. 


. 
Von den Geſchaͤften und Fonds der Bank. 


85 R 
Zweck der Bank. 

Die Bank iſt beſtimmt, den Geldumlauf des Landes zu befoͤrdern, Ka⸗ 
pitalien nutzbar zu machen, Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen und einer 
übermäßigen Steigerung des Zinsfußes vorzubeugen. 

§. 2. 
Geſchaͤfte der Bank. 

Zur Erreichung dieſer Zwecke iſt die Bank befugt, Wechſel und Geld⸗ 
Anweifungen, fo wie inlaͤndiſche Staats— und auf jeden Inhaber lautende ftän- 
diſche, Kommunal- und andere Öffentliche Papiere zu biskontiren, und für eigene 
Rechnung oder für Rechnung oͤffentlicher Behörden und Anſtalten zu kaufen 
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Ausgegeben zu Berlin den 5, November 1846, 


— 436 — 


und zu verkaufen; gegen genuͤgende Sicherheit Kredit und Darlehn zu geben; 
Wechſel und Geldanweiſungen zu ertheilen, zu akzeptiren und fuͤr andere Rech⸗ 
nung einzuziehen; Geldkapitalien gegen Verbriefung ſo wie in laufender Rech⸗ 
nung zinsbar und unzinsbar anzunehmen, edle Metalle und Münzen zu kaufen 
und zu verkaufen. 

Andere kaufmaͤnniſche Geſchaͤfte, namentlich Waarenhandel, ſind und 
bleiben der Bank unterſagt. 


8. 

Die Bank iſt ferner befugt, Gold und Silber, gemuͤnzt und ungemuͤnzt, 
Pretioſen, Staatspapiere und Dokumente aller Art, ſo wie verſchloſſene Pakete 
ohne Kenntnißnahme des Inhaltes gegen Ausſtellung von Depoſitalſcheinen 
und eine dafuͤr zu entrichtende Gebuͤhr in Verwahrung zu nehmen. 


H. 4. 
Wechſelverkehr. 


Die Bank diskontirt nur ſolche am Orte zahlbare Wechſel und zu be⸗ 
ſtimmten Terminen zahlbare Effekten, welche nicht uͤber drei Monate zu laus 
fen und der Regel nach drei ſolide Verbundene haben. Auch ſteht ihr der ne 
und Verkauf von guten Wechſeln auf andere Plaͤtze des In- und Auslandes, 
wo ſie dazu ein Beduͤrfniß erkennt, insbeſondere zum Behuf der Beziehungen 
von edlen Metallen und Muͤnzen frei. 


H. 5. 
Lombardsverkehr. 


Zinsbare Darlehne wird dieſelbe, der Regel nach, nicht uͤber drei Mo⸗ 
nate und nicht unter Summen von 500 Thaler, nur gegen bewegliche Pfaͤnder 
bewilligen, namentlich 


a) gegen Gold und Silber, gemangt und ungemuͤnzt, nach ihrem Metall: 
werth mit einem Abſchlag von 5 Prozent; 

b) gegen inlaͤndiſche zinstragende und auf jeden Inhaber lautende Staats-, 
Kommunal- und ſtaͤndiſche Papiere mit einem nach dem Ermeſſen der 
Bank zu beſtimmenden Abſchlage von dem jedesmaligen Kurſe; 

c) gegen Wechſel, welche anerkannt ſolide Verbundene aufweiſen und ihr 
mit einem unausgefuͤllten Giro übergeben werden, mit einem Abſchlage 
von 5 Prozent ihres Kurswerthes, ſo wie endlich 

d) gegen Verpfaͤndung im Inlande lagernder dazu geeigneter Kaufmanns— 
waaren, in der Regel bis zur Hälfte, ausnahmsweise bis zu zwei 
Drittheilen ihres Werths nach Verſchiedenheit der Waaren und ihrer 
Verkaͤuflichkeit. 


Andere öffentliche Papiere, als die sub b. gedachten, wird die Bank in der 
Regel nicht beleihen. 


H. 6. 
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Zinsſatz. 

Die Bank hat für den Diskonto⸗ und Lombardverkehr den Satz bekannt 
zu machen, zu welchem ſie Wechſel annehmen und Darlehne gewaͤhren will; 
fie kann aber für Darlehne, welche gegen Verpfaͤndung von edlen Metallen 
gewaͤhrt werden, einen niedrigeren Zins ſatz allgemein feſtſetzen. Bei ihren Lom⸗ 
bardgeſchaͤften darf ſie Sechs Prozent, auf das Jahr gerechnet, nicht uͤber⸗ 
ſchreiten. a 

H. 7. 


Einziehung fremder Gelder, Ertheilung von Geldanweiſungen 
und Giroverkehr. 


Bei der der Bank bisher uͤbertragenen Einziehung der aus den Provin⸗ 
zen zu den Zentral⸗Staatskaſſen fließenden Ueberſchuͤſſe, fo wie bei der Ber: 
pflichtung der Bank, bis auf Höhe dieſer Ueberſchuͤſſe für Rechnung der Zen⸗ 
tralkaſſen Zahlung zu leiſten, behaͤlt es auch fuͤr die Zukunft ſein Bewenden. — 
Der Bank iſt fernerhin geſtattet, Wechſel und Geldanweiſungen auf andere 
Platze, gegen gehörige Deckung, zu ertheilen; fuͤr Rechnung von Privatperſonen, 
Anſtalten und Behörden die Einziehung von Wechieln, Geldanweiſungen und 
anderweitigen Inkaſſo's, jedoch ohne deren Vertretung, zu uͤbernehmen, und 
Zahlungen daraus bis zum Betrage des Guthabens zu leiſten, ſo wie den Per⸗ 
ſonen, welche darauf antragen, uͤber die von ihnen unmittelbar oder mittelbar 
zur Wiedererhebung oder zur Ueberweiſung an Andere eingezahlte Geldſummen 
Rechnung zu halten. Es verbleibt uͤberhaupt bei dem beſtehenden Giroverkehr 
und insbeſondere fuͤr jetzt auch bei den hierauf bezuͤglichen Beſtimmungen 
Unſerer Order vom 31. Januar 1841. (Geſetzſammlung S. 29.) 

Zwiſchen Perſonen oder Anſtalten, welche in gedachter Art offene Rech⸗ 
nung bei der Bank haben, konnen Zahlungen auch durch bloßes Uebertragen 


aus einer Rechnung in die andere vollzogen werden. 


H. 8. 
Bankvaluta. i 
Die Bank zahlt und rechnet im Preußiſchen Silbergelde, nach den 
Werthen, welche durch Unſer Geſetz uber die Muͤnzverfaſſung in den Preußi⸗ 
ſchen Staaten vom 30, September 1821. (Nr. 673. der Geſetzſammlung) be⸗ 


ſtimmt worden ſind. 
H. 9. 
Fonds der Bank. 


Das Betriebskapital der Bank beſteht c 
* i n und vom Staate eingefchoffenen Kapitale 


1) aus dem von Privatperſone f 
(HH. 10. 11. 17.), und aus dem nach $. 18. zu bildenden Reſerve— 
Fonds; ? 

(Nr. 2759,) 64" 2) aus 
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2) aus den der Bank unter Garantie des Staats geſetzlich uͤberwieſenen 
Depoſiten der Vormundſchafts- und Gerichtsbehoͤrden, der Kirchen, 
N milden Stiftungen und anderen öffentlichen Anſtalten (H. 21. 
is 26.). 


§. 10. 
Eingeſchoſſenes Kapital. 
a) der Privatperſonen. 


Das von Privatperſonen einzuſchießende Kapital belaͤuft ſich auf den 
Betrag von Zehn Millionen Thaler, welche in Zehn Tauſend Antheile, 
jeder zu Tauſend Thaler eingetheilt und baar in Preußiſchem Silbergelde, 
= ha auf die feine Mark gerechnet, zu den Kaſſen der Bank einzu: 
zahlen ſind. 


Jeder Bankantheil wird mit dem Nominalbetrage von Tauſend Tha⸗ 
ler in die zu dieſem Behufe beſonders anzulegenden Stammbuͤcher der Bank, 
unter genauer Bezeichnung des Eigners nach Namen, Wohnort und Stand, 
eingetragen. Ueber die erfolgte Eintragung erhaͤlt der Eigner fuͤr jeden Bank⸗ 
Schel 5 auf feinen Namen lautende Beſcheinigung (Bankantheils— 

ein). 


Mit den Bankantheils⸗Scheinen werden an die Bankantheils-Eigner zu: 
gleich Scheine, welche zur Erhebung der jährlich oder auch halbjährlich (el. 
F. 98.) zahlbaren und nach Ablauf jedes Rechnungsjahres beſonders feſtzu⸗ 
ſetzenden Dividende berechtigen (Dividendenſcheine) und zwar auf fünf 
Jahre ausgegeben und nach Ablauf dieſer Friſt gegen Produktion der Bank⸗ 
antheils⸗Scheine, welche mit einem Vermerke hierüber zu verſehen find, ohne 
Prüfung der Legitimation des Praͤſentanten erneuert. Dieſelben find auf 
den Inhaber geſtellt, und wird durch deren Einloͤſung die Bank von jedem 
Anſpruche befreit. 


H. 11. 


Wir behalten Uns vor, zu jeder Zeit, ſobald das Beduͤrfniß eintritt, 
das Einſchußkapital bis auf das Doppelte ſeines jetzigen Betrages zu er⸗ 
hoͤhen. Ueber das Beduͤrfniß und uͤber die Art der Vermehrung, ſo wie uͤber 
die in Folge derſelben erforderliche anderweitige Regulirung des Theilnahme⸗ 
Verhaͤltniſſes des Staats und der Bankantheils-Eigner am Gewinne der Bank 
($$. 19. 36.), find die Bankantheils-Eigner zuvor zu hören. 


Bei einer Aufbringung des Mehrbetrages durch freiwillige Zeichnung 
haben die Eigner der urſpruͤnglichen Bankantheile ein innerhalb eines Mo⸗ 
nats nach ergangener Aufforderung zur Zeichnung geltend zu machendes Vor— 
zugsrecht; bei einer Aufbringung des Mehrbetrages durch Verkauf der neu 
kreirten Bankantheile oder auf dem Wege der Submiſſion haben die Eigner 
kein Vorzugsrecht, und es fließt alsdann das etwa entſtehende Aufgeld zum 
Reſervefonds der Bank. 


§. 12. 
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§. 12. 


Außer dem Falle des H. 16. find die Einſchuͤſſe, fo lange die Bank 
beſteht, von Seiten der Eigenthuͤmer unkuͤndbar. Die Bankantheile koͤnnen 
dagegen an Dritte uͤbertragen und verpfaͤndet werden; dieſelben ſind aber un⸗ 
theilbar und daher theilweiſe Uebertragungen und Verpfaͤndungen unzuläſſig. 


$. 13. 


Die Uebertragung des Eigenthums der Bankantheile erfolgt an be— 
ſtimmten Tagen der Woche ausſchließlich durch Ab- und Zuſchreibung in den 
Buͤchern der Bank nach Vorlage des gemaͤß F. 10. ertheilten Bankantheils⸗ 
Scheines auf den Grund einer bei der Bank aufgenommenen oder nach deren 
Beſtimmungen beglaubigten ſchriftlichen Erklärung des Eigenthuͤmers und des 
neuen Erwerbers, oder ihrer mit einer beglaubigten Vollmacht verſehenen Stell⸗ 
vertreter. Die erfolgte Umſchreibung in den Buͤchern der Bank auf einen an⸗ 
deren Namen wird zugleich auf dem Bankantheils-Scheine beſcheinigt; wo: 
gegen die Erklaͤrungen des Eigenthuͤmers und neuen Erwerbers reſp. die Voll⸗ 
machten ihrer Stellvertreter bei den Akten der Bank bleiben. 

Wird das Eigenthum eines Bankantheils durch Erbſchaft oder gericht⸗ 
liche Ueberweiſung übertragen, fo vertreten die Dokumente daruͤber die Stelle 
der Erklaͤrung des Eigenthuͤmers. 


H. 14. 


Verpfaͤndungen von Bankantheilen erfolgen, wie Eigenthumsuͤbertragun⸗ 
gen, durch eine gehoͤrig beglaubigte ſchriftliche Erklaͤrung des Ei enthuͤmers 
und durch deren Eintragung in die Stammbuͤcher der Bank nach Vorlage der 
Bankantheilsſcheine, und muͤſſen auf letzteren gleichfalls beſcheinigt werden. 
Die Erklarung des Eigenthuͤmers bleibt dagegen bei den Akten der Bank. 

Der Eigner kann ſeine verpfaͤndeten Bankantheile ohne die gerichtlich 
oder notariell erklaͤrte Zuſtimmung des Pfandglaͤubigers weder einziehen ($$. 15. 
16.) noch Dividendenſcheine zu denſelben erhalten (F. 10.), wird aber im Uebri⸗ 
gen in ſeinen ihm nach der Bankordnung zuſtehenden Rechten nicht beſchraͤnkt. 

Bei Darlehnen Seitens der Bank oder bei anderen Geſchaͤften mit der⸗ 
ſelben duͤrfen Bankantheile niemals als Unterpfaͤnder angenommen werden. 

§. 15. 

Sollten Wir Uns veranlaßt finden, bie gaͤnzliche Aufloſung der Bank 
anzuordnen, A ſoll das alsdann noch bei der Bank vorhandene Einſchußkapital 
des Staats (F. 17.) zur Deckung der Hälfte des nach Erfüllung der ſaͤmmt⸗ 
lichen Verbindlichkeiten der Bank etwa fich ergebenden Verluſtes am Nominal⸗ 
betrage der von Privatperſonen eingeſchoſſenen Kapitalien verwendet werden. 

H. 16. 
ir behalten Uns und Unſeren Nachfolgern in der Regierung das Recht 
vor, 72 55 108 Ablauf von Funfzehn Jahren, alsdann aber alle Zehn 
Jahre auf jedesmalige einjaͤhrige Ankuͤndigung die Zuruͤckzahlung des einge— 
Gr, 2759.) ſchoſ⸗ 
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ſchoſſenen Kapitals anzuordnen, ſowie dieſe Bankordnung ganz oder zum Theil 
einer Abaͤnderung zu unterwerfen. Erfolgt eine ſolche Abaͤnderung, ohne die 
Zuſtimmung einer gemäß dieſer Ordnung ($$. 61. bis 64.) zuſammenberufenen 
Verſammlung der Bankantheilseigner erlangt zu haben, ſo hat jeder Inhaber 
eines Bankantheils innerhalb der erſten drei Monate ein Recht, ſeinen Ein⸗ 
ſchuß zuruͤckzunehmen. Die Auszahlung des Nominalbetrages erfolgt ein hal— 
bes Jahr nach erfolgter Aufkuͤndigung. 

Ueber die gekuͤndigten Bankantheile hat die Bank alsbald anderweitig, 
Behufs Herſtellung des Einſchußkapitols, zu verfuͤgen. Sollte ſich hierbei ein 
Gewinn fuͤr die Bank ergeben, ſo wird derſelbe beſonders verrechnet und nach 
Unterbringung ſaͤmmtlicher gekuͤndigter Bankantheile pro rata unter die fruͤ— 
heren Inhaber derſelben vertheilt. 

Innerhalb des vorgedachten Zeitraums von reſp. funfzehn und zehn 
Jahren koͤnnen Aenderungen dieſer Bankordnung nur mit Zuſtimmung der 
Bankantheils⸗Eigner in den vorgeſchriebenen Formen ($$. 61. bis 64.) erfolgen. 


8 
Eingeſchoſſenes Kapital. 
b) des Staats. 


Das vom Staat eingeſchoſſene Kapital beſteht aus dem bei der Bank 
vorhandenen Ueberſchuſſe der Aktiva uͤber die Paſſiva, welchem Ueberſchuſſe 
fortan die jährlichen Dividenden von dieſem Kapital (H. 36. sub 2.) zuwachſen 
ollen. 
0 Wir behalten Uns vor, das Einſchußkapital noͤthigenfalls nicht nur aus 
dem, außer dieſer Dividende auf den Staat fallenden Gewinnantheil ($. 36. 
sub 4.), ſondern auch aus anderen Staatsmitteln zu vermehren. 


$. 18. 
Reſervefonds. 


Der Reſervefonds wird aus dem jaͤhrlichen Gewinne der Bank nach 
den unten folgenden Beſtimmungen gebildet, darf jedoch Funfzig Prozent des 
geſammten Einſchußkapitals ($$. 10. 11. und 17) nicht uͤberſteigen. 

Ueber dieſen Fonds iſt in den Buͤchern der Bank beſondere Rechnung 
zu fuͤhren; derſelbe kann jedoch zu allen Geſchaͤften der Bank, gleich den uͤbri— 
gen Fonds, verwendet werden und bildet daher einen Theil des werbenden 
Kapitals der Bank. 


H. 19. 


Bei einer Aufloͤſung der Bank, oder wenn der Staat die Zuruͤckzahlung 
des geſammten von Privatperſonen eingeſchoſſenen Kapitals anordnet, wird der 
nach Erfüllung ſaͤmmtlicher Verpflichtungen derſelben und nach Ergaͤnzung des 
etwa geſchmaͤlerten Einſchußkapitals der Privatperſonen und des Staats uͤbrig 
bleibende Reſervefonds zur Haͤlfte dem Staat, zur Haͤlfte den Inhabern der 
Bankantheile uͤberwieſen. 

§. 20. 
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$. 20. 
Prinzipale Verhaftung des Reſervefonds und des 
Einſchußkapitals. 

Der Reſervefonds und naͤchſt dieſem die eingeſchoſſenen Kapitalien des 
Staats und der Privatperſonen find für ſaͤmmtliche Verbindlichkeiten der Bank 
gleich wie ein eigenthuͤmliches Vermögen derſelben verhaftet, und tritt dieſe 
Verhaftung in Anſehung der im F. 21. bezeichneten Kapitalien vor der daſelbſt 
erwaͤhnten Spezialgarantie ein. 

§. 21. 
Depoſitenverkehr. 

In den Landestheilen, wo das Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, 
verbleibt es ſowohl hinſichtlich der Verpflichtung der Gerichts- und Vormund⸗ 
ſchaftsbehöͤrden und der Verwalter von Kirchen, Schulen, Hospitaͤlern und andern 
milden Stiftungen und öffentlichen Anſtalten, die muͤßig liegenden Gelder bei der 
Bank zu belegen, als auch hinſichtlich der Verpflichtung der Bank, ſolche bei 
ihr belegte Gelder zu verzinſen, bei den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

Ebenſo verbleibt es hinſichtlich dieſer Belegungen bei der von Unſeren 
Vorfahren in der Regierung unterm 18. Juli 1768, und unterm 31. März 
1769. uͤbernommenen, in der Verordnung vom 3. April 1815. wiederholt be— 
ftätigten Spezialgarantie. f 

§. 22. 

Wegen der Verzinſung der aus den Depoſitorien der Gerichte und Vor⸗ 
mundſchaftsbehoͤrden bei der Bank belegten Kapitalien, behält es bei den Be⸗ 
ſtimmungen der Order vom 11. April 1839. (Gefegfammlung S. 161.) fein 
Bewenden. 

§. 23. 

Die Kapitalien der Kirchen, Schulen und anderen frommen und milden 
Stiftungen ſind von der Bank mit Zwei und ein halb Prozent, die von 
anderen öffentlichen Stiftungen und Anſtalten angelegten Kapitalien (F. 21.) 
dagegen mit Zwei Prozent auch fernerhin zu verzinſen. 

§. 24. 


i eldern der Kirchen, Schulen, frommen und milden Stiftun⸗ 
gen, ee den Pupillengeldern, welche bei der Bank belegt werden, bisher 
zugeſtandene Portofreiheit wird denſelben im bisherigen Umfange belaſſen. 


H. 25. 
i der §. 21. gedachten Behörden und Perſonen hat die 
Bank 905 3 ab Bolegungen anzunehmen, 5 nur in Be⸗ 
tragen von mindeſtens Funfzig Thalern, und auch nur in ſolchen Summen, 
welche durch Zehn theilbar ſind. 2 
(Nr. 2759,) 28. 
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§. 20. 


Der in den Hh. 22. und 23. feſtgeſetzte Zinsfuß kann ohne Zuſtimmung 
der Bank-⸗Antheils⸗Eigner nicht erhöht werden. Dagegen behalten Wir Uns 
jede andere Veraͤnderung in den Vorſchriften, welche die Belegung, Annahme 
und Verzinſung der Kapitalien der H. 21. gedachten Gelder bei der Bank be⸗ 
treffen, inſonderheit die gaͤnzliche oder theilweiſe Ausdehnung der im $. 21. ge⸗ 
dachten Verpflichtung, ſowie der entſprechenden Verpflichtung der Bank (H. 25.) 
auf die Landestheile, in welchen das Allgemeine Landrecht keine Geſetzeskraft 
hat, hiermit ausdruͤcklich vor. 


$. 27. 


In andern, als in den Hh. 21. und 26. bezeichneten Fällen iſt die Bank 
zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, Kapitalien zur verzinsbaren und unver⸗ 
zinsbaren Belegung und unter den von ihr beſonders feſtzuſetzenden Bedingun⸗ 
gen anzunehmen und darüber Obligationen auszuſtellen, fir welche jedoch der 
Staat fernerhin keine Garantie leiſtet. Für alle kuͤnftige derartige Belegungen 
tritt ſomit die Verordnung vom 1. November 1768,, ſowie die Verordnung 
vom 3. April 1815. außer Kraft. 


$. 28. 


Die Bank iſt befugt, in den Obligationen uͤber die bei ihr belegten Ka⸗ 
pitalien die Bedingung zu ſtellen, daß ſie berechtigt, aber nicht verpflichtet ſein 
ſoll, die Legitimation des Inhabers der Obligation zu prüfen. 


§. 29, 
Banknoten. 


Die Bank iſt befugt, nach Beduͤrfniß ihres Verkehrs Anweiſungen auf 
ſich ſelbſt als ein eigenes Geldzeichen unter der Benennung „Banknoten“ 
auszugeben. 

Keine Banknote darf auf einen geringeren Betrag als 25 Thaler Preu— 
ßiſches Silbergeld ausgeſtellt werden. Der Geſammtbetrag der auszugebenden 
Banknoten wird auf Funfzehn Millionen Thaler feſtgeſetzt, ſo daß die Bank 
außer den nach der Order vom 11. April 1846. auszugebenden Banknoten im 
u" Zehn Millionen, noch weitere Fünf Millionen auszugeben 
efugt iſt. 

5 Da jedoch die Bank durch die Ordres vom 5. Dezember 1836. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 318.) und 9. Mai 1837. (Geſetzſammlung S. 75.) die Summe 
von Sechs Millionen Thalern in Kaſſenanweiſungen gegen Niederlegung eines 
gleichen Betrages in Staatsſchuldſcheinen erhalten hat, jo ſoll zwar die erfiger 
dachte Summe noch ferner auf Drei Jahre, von dem Tage an gerechnet, 
an welchem dieſe Bankordnung in Kraft tritt, unter den bisherigen Bedingun- 

en der Bank verbleiben, dieſelbe aber verpflichtet fein, bis zum Ablauf dieſer 

Frist die erhaltenen Sechs Millionen Thaler in Kaſſenanweiſungen gegen Aus— 

antwortung der niedergelegten Staatsſchuldſcheine zuruͤckzuliefern, wogegen ſie 
die 
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die Befugniß erhaͤlt, nach Maaßgabe der erfolgten Zuruͤcklieferung und Ver⸗ 
nichtung der Kaſſenanweiſungen einen weiteren Betrag von Banknoten bis zur 
Hoͤhe von Sechs Millionen Thaler auszugeben. 

Den Geſammtbetrag von Ein und Zwanzig Millionen Thaler darf 
die Bank ohne Unſere ausdruͤckliche, durch die Geſetzſammlung zu publizirende, 
Genehmigung nicht uͤberſchreiten. 


H. 30. 


Die Anfertigung der Noten und der Umtauſch der beſchaͤdigten Noten 
erfolgt unter beſonderer Aufſicht des Staats und in Zukunft unter Mitaufſicht 
der Bankanthells⸗Cigner (H. 93.); auch behalten Wir Uns vor, die Verfol⸗ 
gung der Verfaͤlſchungen auf Rechnung der Bank einer Unſerer Zentralbehoͤr⸗ 
den zu uͤbertragen. Bis dahin, daß ſolches geſchehen, find ſaͤmmtliche Behör: 
den verpflichtet, der Bank bei Verfolgung der Verfaͤlſchungen auf alle Weiſe 
behuͤlflich zu ſein und deren Requiſitionen Folge zu leiſten. 


F. 31. 


Von dem Geſammtbetrage der in Umlauf befindlichen Banknoten muͤſſen 
in den Bankkaſſen, außer den zu den uͤbrigen Geſchaͤften erforderlichen Baar⸗ 
Fonds und Effekten, Zwei Sechſtel in baarem Gelde oder Silberbarren, 
Drei Sechſtel mindeſtens in diskontirten Wechſeln und der Ueberreſt in Lom⸗ 
bardforderungen mit bankmaͤßigen Unterpfaͤndern vorhanden ſein. 

In dem Maaße jedoch als die H. 29. gedachten Kaſſenanweiſungen ab⸗ 
eliefert werden, koͤnnen diejenigen Vier Sechſtel der uͤber den Betrag von 
unfzehn Millionen Thalern umlaufenden Banknoten, welche nach vorſtehendem 

Grundſatze nicht durch Baarfonds gedeckt zu ſein brauchen, bis zum Betrage 
von Vier Millionen Thaler durch die zuruͤck empfangenen Staatsſchuldſcheine 
ſichergeſtellt werden. 

$. 32. 

Die Bank iſt verpflichtet, ihre Noten bei allen ihren Kaſſen in Zahlung 
anzunehmen und 15 Verlangen der Inhaber bei der Hauptbank-Kaſſe zu 
Berlin zu jeder Zeit, bei den Provin jalbank⸗Komtoiren aber ſoweit es deren jedes⸗ 
malige Baarbeſtaͤnde und Geldbeduͤrfniſſe geſtatten, gegen baares Geld unmel- 


erlich ei 1 i ämmtlichen Fonds haften dafür. b 8 
s e er 9 5 ein Provinzialbank⸗Komtoir ausdruͤcklich 
ausgefertigt worden ſind, muͤſſen ſolche bei dieſem jederzeit ſofort eingeldfet 


werden. 
§. 33. 


dieſer Noten iſt lim ganzen Umfange Unſerer Staaten ge⸗ 
— 2uı 4 en bei 1 öffentlichen Kaſſen ſtatt baaren Geldes, ee var 
ſowie ſtatt der Kaſſenanweiſungen angenommen werden; im Privatverkehr ſoll ieee. 
aber Niemand zur Annahme gezwungen ſein. r 
8 65 §. .* ne a0, 7-78 
Jahrgang 1846. (Nr. 2759.) 
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H. 34. 


Die Noten ſind, gleich dem baaren Gelde, keiner Vindikation oder 
Amortiſation unterworfen. 


$. 35. 


Fuͤr den Fall, daß es noͤthig werden ſollte, die Banknoten einzurufen 
und gegen neue umzutauſchen, behalten Wir Uns vor, uͤber die Art der oͤffent⸗ 
lichen ann und die Dauer der Praͤkluſivfriſt beſondere Beſtimmun⸗ 
gen zu treffen. 


$. 36, 
Gewinn der Bank. 


Aus dem nach den Jahresabſchluͤſſen ſich ergebenden reinen Gewinn der 
Bank wird zunaͤchſt: f 

1) den Bankantheils-Eignern fuͤr ihren Einſchuß drei und ein halb Pro— 
zent jährlich und 

2) dem Staate fuͤr feinen Einſchuß gleichfalls drei und ein halb Prozent 
jaͤhrlich gezahlt, von dem Ueberreſte ſodann 

3) Ein Viertel zur Bildung des Reſervefonds verwendet, und der alsdann 
annoch verbleibende Ueberreſt 

4) zur Hälfte unter die Bankantheils⸗Eigner als Extradividende und zur 
andern Haͤlfte an den Staat vertheilt. Wenn der reine Gewinn der 
Bank nicht volle 35 Prozent des eingeſchoſſenen Kapitals (Nr. 1. und 2.) 
erreicht, ſo ſoll das Fehlende auch aus dem Reſervefonds entnommen 
werden. 


§. 37. 


Reicht die Einnahme und der Reſervefonds zur Deckung der Verluſte 
eines Jahres nicht aus, ſo werden ſolche zur Haͤlfte von dem Einſchußkapitale 
der Privatperſonen und zur Hälfte von dem Einſchußkapitale des Staats, fo- 
weit letzteres ausreicht, ſonſt aber von dem Einſchußkapitale der Privatperſonen 
allein abgeſchrieben. 

Aus dem naͤchſtfolgenden Gewinne werden zuerſt die Dividenden fuͤr das 
volle Einſchußkapital bis zur Hoͤhe von drei und ein halb Prozent jaͤhrlich 
($. 36. sub Nr. 1. und 2.) entnommen, der Ueberreſt aber zum Erſatz der 
Verluſte am Einſchußkapitale in der Art verwendet, daß vorweg der vom Ein⸗ 
1 der Privatperſonen etwa abgeſchriebene Mehrbetrag gedeckt wer— 

en muß. 


$. 38. 


Wenn der Reſervefonds Dreißig Prozent des eingeſchoſſenen Kapitals 
erreicht hat, kann der zur Bildung des Reſervefonds beſtimmte Theil des reinen 
Gewinnes der Bank ($. 36. zu 3.) mit Unſerer Genehmigung bis auf die 
Haͤlfte vermindert werden, waͤhrend die andere Haͤlfte der Dividende zuwaͤchſt. 


Titel 
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Titel IE 
Von der Verfaſſung und Verwaltung der Bank. 
$. 39. 


Einheit des Inſtituts. 


Die Hauptbank in Berlin bildet mit ihren jetzt ſchon beſtehenden 
noch kuͤnftig zu errichtenden Komtoiren, Kommanditen und 1 2 in = 
Provinzen ein gemeinſchaftliches, von der Finanzverwaltung des Staats unab- 


haͤngiges Inſtitnt. ö 
Ohne Unſere Genehmigung kann kein Provinzialkomtoir aufgehoben oder 


beſchraͤnkt werden. 
Ueber die Errichtung neuer 1 1 C behalten Wir Uns nach 


den Beduͤrfniſſen des Handels und Verkehrs die Entſcheidung vor. 
§. 40. 

Wir behalten Uns vor, den Sitz der Hauptbank i i 
jederzeit verlegen zu koͤnnen. i ; 2 8 on 
§. 4. 

Bankkuratorium. 
Die Bank bleibt unter die allgemeine Oberaufſicht des Staats geſtellt, 
und wird ſolche auch ferner von dem Bankkuratorium ausgeuͤbt. 
$. 42. ' 


Das Bankkuratorium wird künftig. beſtehen: 

a) aus dem Praͤſidenten des Staatsraths, 

b) aus dem jedesmaligen Juſtizminiſter, 

c) aus dem jedesmaligen Finanzminiſter, 

d) aus dem jedesmaligen Praͤſidenten des Handelsamts und 

e) aus einem fuͤnften Mitgliede, welches Wir beſonders ernennen. 

Diaſſelbe verſammelt ſich vierteljährlich. Die Verhandlungen werden zur 
weiteren Nachachtung protokollariſch niedergeſchrieben. 


$. 43. 
Allgemeine Verfaſſung der Bank. 

Dem geſammten Inſtitute iſt ein vom Staate beſoldeter Chef und Köͤnig⸗ 

licher Kommiſſarius und unter dieſem ein Hauptbank⸗Direktorium vorgeſetzt. 

§. 44. 

Das Hauptbank⸗ Direktorium, ſowie in den Provinzen die Komtoire, 
Kommanditen und Agenturen der Bank beſorgen an ihrem Orte alle vorkom⸗ 
(Nr. 27890 65 men⸗ 
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mende Geſchaͤfte, ſoweit ſolche dem Chef der Bank nicht ausdruͤcklich vorbe— 
halten ſind. 


$. 45. 

Saͤmmtliche Beamte der Bank bleiben fuͤr die treue und vorſchriftsmaͤßige 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Geſchaͤfte, wie bisher, nur Uns verantwort⸗ 
lich und behalten alle Rechte und Pflichten unmittelbarer Staatsbeamten. 

Kein Bankbeamter darf Bankantheile beſitzen. 


H. 46. 


Die Beſoldungen, Emolumente, Gratifikationen und Penſionen der Beamten 
der Bank, ſowie die Unterſtuͤtzungsgelder für deren Hinterbliebene, tragt, wie bis⸗ 
her, die Bank allein. Der Normal-Befoldungsetat, ſowie der jährliche Befol- 
dungs⸗ und Penſionsetat, wird von Uns auch in Zukunft auf den Antrag des 
Chefs der Bank feſtgeſetzt. 

$. 47. 
Die Bankantheils-Eigner uͤben die ihnen beigelegten Rechte durch eine 


Verſammlung der Meiſtbetheiligten und durch die aus ihrer Mitte gewählten 
Ausſchuͤſſe und Beigeordneten nach Maaßgabe dieſer Bankordnung aus. 


$. 48. 
Chef der Bank. 


Der Chef der Bank wird von Uns ernannt und berichtet an Uns un⸗ 
mittelbar. Derſelbe leitet die geſammte Bankverwaltung innerhalb der Beftim- 
mungen dieſer Ordnung, übrigens mit uneingeſchraͤnkter Vollmacht und auf 
ſeine perſoͤnliche Verantwortlichkeit. Er nimmt an den Verſammlungen des 
Bankkuratoriums Theil, haͤlt darin uͤber den Zuſtand der Bank und alle dar— 
auf Bezug habende Gegenſtaͤnde Vortrag und giebt allgemeine Rechenſchaft 
von allen ihren Operationen und Geſchaͤftseinrichtungen. 


$. 49. 
Saͤmmtliche Beamte, in Hinſicht deren durch die gegenwärtige Banf- 
Ordnung nicht ein Anderes ausdruͤcklich feſtgeſetzt iſt, werden von dem Chef 
der Bank angeſtellt, der zugleich das Erforderliche wegen der von ihnen zu 
beſtellenden Kautionen, ſowie in den geeigneten Fällen, wegen ihrer Stellver— 
tung, anordnet. 


$. 30. 


Die Geſchaͤftsreglements fuͤr das Hauptbank-⸗Direktorium, für die Pro- 
vinzialkomtoire, Kommanditen und A enturen, ſowie die Dienſtinſtruktionen fuͤr 
die Beamten derſelben, erlaͤßt der Chef der Bank in ſeinem Namen und ver— 
fuͤgt die erforderlichen Abaͤnderungen der beſtehenden Reglements und Inſtruk— 
tionen. Auch hat lediglich der Chef der Bank die Form zu beſtimmen, in 
welcher die jaͤhrliche Rechnungslegung erfolgen ſoll. * 

1 . 


$. 51. 

Ueber die Befolgung der Beſtimmung des F. 31. hat der C . 
bei eigener Verantwortung zu wachen und inſonderheit auch e 
daß außer den zur Sicherſtellung der umlaufenden Noten beſtimmten Baar⸗ 
beftänden die zu den übrigen Geſchaͤften erforderlichen Baarfonds ſtets in hin⸗ 
reichendem Maaße vorhanden ſind. 905 

§. 52. 

Der Chef der Bank erhält freie Dienſtwohnung in dem Hauptbank⸗ 
Gebaͤude und ein beſonderes Buͤreau, deſſen Koſten gleichfalls die Bank traͤgt. 
Derſelbe kann ſich zu den ihm obliegenden Geſchaͤften aller Mitglieder und 
Beamten des Hauptbank- Direktoriums bedienen, auch die Kommiſſarien und 
Vorſtaͤnde der Provinzialkomtoire, ſowie die Mitglieder der Ausſchuͤſſe und die 
Beigeordneten bei dieſen Komtoiren ($$. 104. und 108.), zu beſonderen Kon— 
ferenzen einberufen. 

H. 53. 

Der Chef der Bank kann allen Sitzungen und Verſammlungen beiwoh— 

nen, und fuͤhrt in ſolchen Faͤllen den Vorſitz. 5 : 


$. 54. - 
Beſchwerden über die Bankverwaltung muͤſſen bei dem Chef der Bank 


angebracht werden. 
§. 85 
Hauptbank-Direktorium. 
. Das Hauptbanf;- Direktorium iſt die verwaltende und ausfuͤhrende Be— 
hoͤrde, hat jedoch bei ſeiner Verwaltung uͤberall den Vorſchriften und Anwei— 
ſungen des Chefs der Bank Folge zu leiſten. 


$. 56. 
Das Hauptbanf- Direktorium beſteht für jetzt aus Einem Praͤſidenten 
und Fuͤnf Mitgliedern, einſchließlich des Juſtitiarus. 
Die Ernennung des Praͤſidenten und der Mitglieder des Hauptbank⸗ 
Direktoriums erfolgt durch Uns auf den Vorſchlag des Chefs der Bank. Die⸗ 
ſelben werden lebenslaͤnglich angeſtellt und erhalten fixirte Beſoldungen. 


$. 97. 
Der Praͤſident des Hauptbank-Direktoriums iſt Stellvertreter des Chefs 
der Bank, wenn von Uns in einzelnen Fällen nicht ein Anderes verordnet iſt. 
Für die Vertretung des Praͤſidenten wie des Juſtitiarius und der uͤbri⸗ 
gen Mitglieder des Hauptbank-⸗Direktoriums hat in geeigneten Faͤllen der Chef 
der Bank zu ſorgen. 
$. 38. 


(Nr. 2739.) 
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$. 38. 


Das Hauptbank⸗Direktorium tritt woͤchentlich zu einer Konferenz zuſam⸗ 
men, in welcher die Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit gefaßt werden. 


Die ſpeziellen Beſtimmungen uͤber die Wirkſamkeit der Mitglieder des 
Hauptbankdirektoriums, tiber ihre Stellung zu einander, über die ertheilung 
ihrer Thaͤtigkeit, ſowie uͤberhaupt uͤber den zentralen ſowohl als lokalen Ge⸗ 
ſchaͤftsbetrieb bei der Hauptbank, fo weit derſelbe nicht durch dieſe Bankord— 
nung beſtimmt iſt, bleiben dem Geſchaͤftsreglement (F. 50.) vorbehalten. 


$. 59. 


Die Disziplinargewalt uͤber ſaͤmmtliche Beamte, mit Ausnahme der 
Mitglieder des Hauptbankdirektoriums, uͤbt im Auftrage des Chefs und unter 


deſſen ſpezieller Leitung der Praͤſident des Hauptbankdirektoriums aus, der ſich 
dabei vorzugsweiſe des Juſtitiarius zu bedienen hat. 


$. 60, 


Alle von dem Hauptbankdirektorium mit der Unterſchrift von wenigſtens 
Zwei Mitgliedern deſſelben eingegangene Verbindlichkeiten, erfolgte Anträge, 
Erklaͤrungen, Ausfertigungen, Beſcheinigungen, Vollmachten u. ſ. w. ſind fuͤr 
die Bank gegen jede Behoͤrde, inſonderheit gegen jede richterliche und Hypo⸗ 
thekenbehoͤrde, und gegen jeden Privaten verpflichtend. Es iſt hierzu weder 
irgend eine weitere Bevollmaͤchtigung des Direktoriums, auch nicht in den Faͤl⸗ 
len, wo die Geſetze ausdruͤcklich eine Spezialvollmacht erheiſchen, noch ein 
Nachweis daruͤber erforderlich, ob das Direktorium ſelbſtſtaͤndig und allein zu 
verfahren befugt war oder dazu einer hoͤheren Genehmigung bedurfte. 


$. 61. 
Verſammlung der Meiſtbetheiligten. 


Die Verſammlung der Meiſtbetheiligten vertritt die Geſammtheit der 
Bankantheilseigner und wird aus deren Mitte durch diejenigen Zweihundert 
gebildet, welche nach den Stammbuͤchern der Bank (§§. 10. 13.) am Tage 
der Berufung die groͤßte Anzahl von Bankantheilen beſitzen, in Unſeren Staa⸗ 
ten wohnhaft und ihren Angelegenheiten ſelbſt vorzuſtehen faͤhig ſind. Bei 
Gleichheit der Antheile entſcheidet die Länge der Beſitzzeit, und wenn auch dieſe 
gleich iſt, das Loos. 


§. 62. 
Die Verſammlung dieſer Meiſtbetheiligten findet am Sitze der Haupt⸗ 


bank wenigſtens einmal jaͤhrlich im Monat Januar oder Februar ſtatt, kann 
aber auch jederzeit außerordentlich berufen werden. 


Dieſelbe wird von dem Chef der Bank jedesmal vier Wochen vor⸗ 
her durch eine öffentliche Bekanntmachung in den Berliner Zeitungen und in 
einem Lokalblatte derjenigen Orte, in denen Bankkomtoire beſtehen, außerdem 
durch beſondere, der Poſt zu uͤbergebende Anſchreiben an die ö 

rufen; 
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rufen; fie kann gültig beſchließen, wenn wenigſtens Drei ig Mitali 1 
3 ji 5 x 1 2 0 15 . gegen⸗ 
Iſt auf ergangene Berufung eine beſchlu aͤhige Verſamml £ 
Stande gekommen, ſo ift binnen Acht Tagen unter Angabe der Be 
ftände, hinsichtlich deren es eines Beſchluſſes bedarf, eine neue Verſammlung 
zu berufen. Die in dieſer Verſammlung erſcheinenden Mitglieder koͤnnen als 

dann ohne Ruͤckſicht auf ihre Anzahl gültige Beſchluͤſſe faſſen. 


$. 68. 


Bei Abſtimmungen entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit. Bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet die Stimme desjenigen unter den anweſenden Meiſt⸗ 
betheiligten, welcher die groͤßte Anzahl von Bankantheilen beſitzt. Jedes Mit⸗ 

lied hat ohne Ruͤckſicht auf die Zahl der Bankantheile, welche es beſitzt, nur 
Fine Stimme. Frauen konnen in der Verſammlung nicht erſcheinen, duͤrfen 
ſich jedoch durch ſolche Bankantheilseigner, welche nicht zu den Meiftbetheilig- 
ten (H. 61.) gehoͤren, vertreten laſſen. Korporationen und Anſtalten iſt die Ver— 
tretung durch Spezialbevollmaͤchtigte geſtattet. 


§. 64. 


Der Chef der Bank fuͤhrt in den Verſammlungen den Vorſitz, denen 
auch das Hauptbank⸗Direktorium als ſolches 5 — Die Mitglieder deſſel⸗ 
a an der Berathung Theil nehmen, ohne jedoch ſtimmberechtigt 
g Außerdem kann den Verſammlungen jeder Inhaber eines Bankantheils 
beiwohnen, ohne an der Berathung oder Abſtimmung Theil zu nehmen. 

Ueber die Verhandlungen und Beſchluͤſſe wird ein Protokoll aufgenom- 
men und außer dem Protokollfuͤhrer vom Chef der Bank, einem Mitgliede des 
Centralausſchuſſes und zwei Bankantheilseignern unterſchrieben. 


H. 65. 


Die Verſammlung der Meiſtbetheiligten empfängt jährlich den Verwal⸗ 
tungsbericht nebſt dem Jahresabſchluß der Bank (F. 97.), wählt die Mitglie⸗ 
der des Zentralausſchuſſes (F. 66.) und beſchließt über ihre Remotion (F. 80.), 
ſo wie uͤber die Remotion der Mitglieder der Provinzialausſchuͤſſe (§. 107.), 
ſpricht ſich im Falle der beabſichtigten Vermehrung des Einſchußkapitals, ſo⸗ 
wohl uͤber das Beduͤrfniß, als über die Art der Vermehrung und über die in 
Folge derſelben erforderliche anderweitige Regulirung des Theilnahmeverhaͤlt⸗ 
niſſes der Bankantheilseigner und des Staates an dem Gewinne der Bank 
aus (F. 11.) und entſcheidet uͤber ſolche Aenderungen dieſer Bankordnung, 
welche nur mit Zuſtimmung der Bankantheilseigner erfolgen koͤnnen (F. 16.). 


F. 66. 


Die Wahl des Zentralausſchuſſes erfolgt aus denjenigen Bankantheils⸗ 
Eignern, welche wenigſtens je Fuͤnf Bankantheile beſitzen und am Sitze der 
Hauptbank wohnhaft ſind. Ausgeſchloſſen ſind Frauen, Behörden, Korporatio- 
nen und Anftalten. 

(Nr. 2789.) Es 
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Es wird uͤber jede zu beſetzende Stelle beſonders, und zwar vermittelſt 
unterſchriebener Wahlzettel, abgeſtimmt. Wer die meiſten Stimmen erhaͤlt, iſt 
4 bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. Lehnt ein Bank⸗ 
Antheils⸗Eigner die auf ihn gefallene Wahl ab, fo ruckt derjenige ein, welcher 
nach ihm die meiſten Stimmen erhalten hat; lehnt auch dieſer ab, fo der Naͤchſt— 
folgende u. ſ. w. 


§. 67. 


Es kann nur uͤber ſolche Antraͤge auf Abaͤnderung oder Ergaͤnzung der 
Bank⸗Ordnung in der Verſammlung berathen und ein Beſchluß gefaßt wer⸗ 
den, deren bei der Berufung in der oͤffentlichen Bekanntmachung wie in den 
beſonderen Anſchreiben (H. 62.) ausdruͤcklich Erwähnung geſchehen iſt. 


H. 68. 
Zentral-Ausſchuß. 


Der Zentral-⸗Ausſchuß vertritt nach Maaßgabe der ihm durch dieſe Ord⸗ 

nung beigelegten Befugniſſe die Bankantheils-Eigner der Verwaltung gegen— 
über. Derſelbe wahlt, Behufs der fortlaufenden ſpeziellen Kontrolle über alle 
Operationen der Bank, aus feiner Mitte Drei Deputirte und ebenſoviel Stell⸗ 
11 und iſt auch befugt, in den geeigneten Fallen deren Suspenſion aus— 
uſprechen. 
Da Zentral⸗Ausſchuß beſteht aus Funfzehn Mitgliedern, von denen 
jährlich ein Drittel ausſcheidet, und zwar die erſten zwei Jahre nach dem 
Looſe, ſpaͤterhin aber nach dem Alter des Eintritts. Die Ausſcheidenden fun⸗ 
giren bis zum Eintritt der neu gewaͤhlten Mitglieder und koͤnnen jedesmal wie⸗ 
der gewaͤhlt werden. 


$. 69. 


Bei einzelnen Erledigungen, welche im Laufe des Jahres eintreten, kann 
ſich der Ausſchuß ſelbſt ergaͤnzen. Die Wahl erfolgt in der H. 74. vorge⸗ 
ſchriebenen Form und bedarf der Beſtaͤtigung des Chefs der Bank. Der Ge⸗ 
wählte fungirt indeß nur bis zur naͤchſten Verſammlung der Meiſtbetheiligten. 


$. 70. 

Die Geſchaͤftsfuͤhrung derjenigen Mitglieder, welche von der Verſamm⸗ 
lung der Meiſtbetheiligten an Stelle der vor Ablauf der Zeit Ausgeſchiedenen 
gewählt werden, dauert nur ſo lange, als die der letzteren gedauert haben 
wuͤrde. 


$. 71. 

Der Zentral-Ausſchuß verſammelt ſich unter Vorſitz des Praͤſidenten des 
Hauptbank⸗Direktoriums wenigſtens einmal monatlich, kann aber von dem Chef 
der Bank und in feinem Auftrage von dem Praͤſidenten des Hauptbank⸗Direk⸗ 
toriums auch jederzeit außerordentlich zuſammenberufen werden. Er kann kei⸗ 
nen Beſchluß faſſen, wenn nicht wenigſtens Sieben Mitglieder gegenwaͤrtig . 

ie 
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Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; dem Ir 
Hauptbanf = Direftoriums ſteht dabei kein Seimmfecht zu. Praͤſidenten des 

Wenn bei einer Verſammlung des Zentral-Ausſchuſſes Sieben Mit— 
glieder nicht gegenwärtig find und auch nicht herbeigerufen werden können, die 
zu faſſenden Beſchlüſse aber keinen Aufſchub leiden, ſo iſt dieſe Zahl von dem 
Vorſitzenden durch Zuziehung derjenigen Bankantheils-Eigner, welche bei der 
Wahl ($. 66.) die nächſt meiſten Stimmen hatten, zu ergänzen. Sind auch 
ſolche nicht vorhanden oder herbeizurufen, ſo geſchieht die Ergaͤnzung vermit- 
telſt Zuziehung anderer durch Wahl der anweſenden Ausſchuß⸗ Mitglieder zu 
beſtimmender Bankantheils-Eigner. Die auf ſolche Weiſe Zugezogenen ſind 
alsdann fuͤr dieſen Fall ſtimmberechtigt. 

Das Protokoll über die Verhandlungen und Beſchluͤſſe der Verſamm⸗ 
lung wird von dem Vorſitzenden, zwei Ausfhuß-Mitgliedern und dem Proto— 
kollfuͤhrer unterzeichnet, und demnaͤchſt von dem Hauptbank-Direktorium dem 
Chef der Bank eingereicht. 

§. 72. 

Die Mitglieder des Hauptbank- Direktoriums wohnen den Verſammlun⸗ 
gen des Zentral-Ausſchuſſes bei und nehmen an den Diskuſſionen deſſelben, 
nicht aber an den Abſtimmungen Theil. 


§. 73. Son ) 

Die Mittheilungen zwiſchen dem Hauptbanf- Direktorium und dem Zen⸗ 
tral⸗Ausſchuſſe, fo wie zwiſchen dem letzteren und dem Chef der Bank, erfol⸗ 
gen ohne foͤrmlichen Schriftwechſel durch Vermittelung des Praͤſidenten des 
Hauptbank- Direktoriums. 

§. 74. | 

Die Wahl der Deputirten des Zentral-Ausſchuſſes und ihrer Stellver— 
treter erfolgt mittelſt verdeckter Stimmzettel fuͤr jede Stelle beſonders. Gewaͤhlt 
iſt nur derjenige, welcher die abſolute Stimmenmehrheit der anweſenden Mit⸗ 
glieder erhalten hat. Wenn ſich auch bei der zweiten Abſtimmung eine ab— 
olute Stimmenmehrheit nicht herausſtellt, ſo ſind die beiden Kandidaten, welche 
die meiſten Stimmen haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Bei Stim- 
mengleichheit entſcheidet das Loos. 


$. 75. 


Dem Zentral-Ausſchuß werden in jedem Monat die wöchentlich anzu⸗ 
fertigenden Nachweiſungen über die Disfonto-, Wechſel- und Lombardbeſtaͤnde 
bei der Hauptbank und in den Provinzen, uber den Betrag der umlaufenden 
Banknoten und der vorhandenen Baarfonds, uͤber die Hoͤhe und den Wechſel 
der Depoſiten, über den An⸗ und Verkauf von Gold und Silber, fremden 
Wechſeln und öffentlichen Effekten, über die Vertheilung der Fonds unter die 
Komtoire u. ſ. w. zur Einſicht vorgelegt und zugleich die Ergebniſſe der or⸗ 
dentlichen und außerordentlichen Kaſſenreviſionen 175 der Hauptbank wie bei den 
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Provinzial-Komtoiren, ſo wie die Anſichten und Vorſchlaͤge des Hauptbank⸗ 
Direktoriums uber den Gang der Geſchaͤfte im Allgemeinen und uͤber die etwa 
erforderlichen Maaßregeln mitgetheilt. 


$. 76. 


Allgemeine Geſchaͤfts- Reglements und Dienſt⸗Inſtruktionen (H. 90.) 
muͤſſen dem Zentral-Ausfchuffe, ſoweit fie beſtehen, kuͤnftig aber jedesmal als⸗ 
bald nach ihrem Erlaſſe zur Kenntnißnahme mitgetheilt werden. 


$. 77. 


Ueber Abaͤnderungen des Normal-Beſoldungsetats für die Beamten der 
Bank (H. 46.) iſt jedesmal zuvor der Zentralausſchuß zu hoͤren. 


§. 78. 


Bei Beſetzung erledigter Stellen im Hauptbank⸗ Direktorium, mit Aus⸗ 
nahme der Stelle des Praͤſidenten, hat der Chef der Bank, bevor er deshalb 
feine Anträge macht ($. 56.), den Zentralausſchuß mit ſeinem Gutachten zu 
hören und in geeigneten Fällen deſſen Vorſchlaͤge zu erfordern. 


$. 79, 


Vl.oorſchlaͤge uͤber Abaͤnderungen dieſer Bankordnung (F. 16.), ſowie 
wegen Erhoͤhung des Einſchußkapitals der Privatperſonen (F. 14), welche an 
die Generalverſammlung gebracht werden ſollen, muͤſſen zuvor dem Zentral⸗ 
Ausſchuſſe zur Begutachtung vorgelegt werden. N 


H. 80. 


Die Mitglieder des Ausſchuſſes beziehen als ſolche keine Beſoldung. 

Wenn ein Ausſchußmitglied das Bankgeheimniß (H. 113.) verletzt, die 
durch ſein Amt erlangten Aufſchluͤſſe gemißbraucht oder ſonſt das oͤffentliche 
Vertrauen verloren hat, oder wenn durch daſſelbe uͤberhaupt das Intereſſe des 
Inſtituts gefaͤhrdet erſcheint, ſo iſt die Verſammlung der Meiſtbetheiligten be= 
rechtigt, ſeine Remotion zu beſchließen; es muß ihm jedoch der betreffende An— 
trag wenigſtens vierzehn Tage vorher durch den Chef der Bank angezeigt 
werden. - 
Ein Ausſchußmitglied, welches in Konkurs geräth, feinen Wohnſitz vers 
legt, während eines halben Jahres den ordentlichen und außerordentlichen 
Verſammlungen nicht beigewohnt oder die Bankantheile, die es nach F. 66. 
beſitzen muß, veraͤußert oder verpfaͤndet hat, wird fuͤr ausgeſchieden erachtet. 


§. 81. 
Deputirte des Zentralausſchuſſes. 
Die Deputirten des Zentralausſchuſſes üben die fortlaufende . 
er 
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tiber die Verwaltung der Bank ſowohl im Allgemeinen als im Ei 
Sie werden jedesmal auf Ein Jahr gewaͤhlt, koͤnnen jedoch nk 
fer Friſt ſtets wieder gewaͤhlt werden. 

Die Stellvertreter werden gleichfalls auf Ein Jahr gewählt und find 
im Fall der dauernden Verhinderung oder des im Laufe des Jahres erfolgen⸗ 
den Abganges eines Deputirten von dem Chef der Bank nach der Reihefolge 
in welcher ſie gewaͤhlt worden, zur Stellvertretung zu berufen. ? 


$. 82. 


Die Deputirten behalten Sitz und Stimme im Zentralausſchuſſe und 
ſind außerdem berechtigt, allen 5 des Hauptbank⸗Direktoriums bei⸗ 
uwohnen. Sie machen in letzteren die orſchlaͤge und Bemerkungen, welche 
fie für erforderlich und nuͤtzlich halten, und nehmen an der Berathung Theil, 
ohne jedoch bei der Beſchlußnahme eine entſcheidende Stimme zu haben. Sie 
können bei dem Präfidenten jederzeit auf außerordentliche Zuſammenberufung 
des Hauptbank⸗Direktoriums antragen. 


§. 83. 


Außerdem ſind die Deputirten ſo berechtigt als verpflichtet, in den ge: 
woͤhnlichen Geſchaͤftsſtunden und im Beiſein eines Mitgliedes des Hauptbank⸗ 
Direktoriums von dem Gange der Geſchaͤfte uͤberhaupt, ſowie von den gemach⸗ 
ten Geſchaͤften, fpezielle Kenntniß zu nehmen, die Bücher und Portefeuilles g der 
Bank einzuſehen und den monatlichen ordentlichen, ſowie den außerordentlich 
abzuhaltenden Kaſſen-Reviſionen beizuwohnen. Ueber ihre Wirkſamkeit in dem 
verfloſſenen Monate erſtatten ſie in den monatlichen Verſammlungen des Zen— 
tralausſchuſſes muͤndlich Bericht und knuͤpfen daran ihre Bemerkungen uͤber den 
ferneren Gang der Verwaltung. 


$. 84. 


Das Verzeichniß der zu den Verſammlungen einzuberufenden Meiſtbethei⸗ 
ligten ($. 61.), ſowie das erzeichniß der zu Mitgliedern des Zentralausſchuſ⸗ 
ſes und der Provinzialausſchuͤſſe, ſowie zu Beigeordneten bei den Provinzial⸗ 
Komtoiren waͤhlbaren Bankantheils-Eigner ($$. 66. 105.), wird kuͤnftig mit 
Zuziehung der Deputirten feſtgeſtellt. Auch haben dieſelben ſich zu überzeugen, 
daß die Einladungen zu den Verſammlungen der Meiſtbetheiligten (F. 62.) 
ſaͤmmtlich und rechtzeitig erfolgt find. 


$. 85. 


Hat ein von dem Zentralausſchuß gewaͤhlter Deputirter oder Stellver- 
treter das Bankgeheimniß verletzt (F. 113.), die durch fein Amt erlangten 
Aufſchluͤſſe gemißbraucht, oder ſonſt das öffentliche Vertrauen verloren, oder 
erſcheint durch denſelben uͤberhaupt das Inte 22 Inſtituts gefaͤhrdet, h 
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iſt der Ausſchuß berechtigt und verpflichtet, auf den Antrag des Chefs der 
Bank und nach Anhoͤrung der Vertheidigung, uͤber die Suspenſion eines ſol⸗ 
chen Deputirten oder Stellvertreters von ſeinen Funktionen bis zu der definitiven 
Entſcheidung durch die Verſammlung der Meiſtbetheiligten (H. 80.) zu befchlie- 
ßen. Der ſofortige freiwillige Ruͤcktritt des betreffenden Deputirten oder Stell- 
vertreters als Mitglied des Ausſchuſſes hemmt jedes weitere Verfahren. 


$. 86. 
Beſondere Beſtimmungen uͤber den Geſchaͤftsbetrieb bei der 
Hauptbank. 


Diejenigen Arten von oͤffentlichen Effekten und Waaren, auf welche nach 
H. 5. Darlehne gegeben werden koͤnnen, ſowie die Höhe des Abſchlages von 
dem Kurſe oder Werthe derſelben, unterliegen, nach Anhoͤrung des Zentral— 
Ausſchuſſes, der Feſtſetzung des Chefs der Bank. g 


$. 87. 


Der Geſammtbetrag, bis zu welchem in Berlin wie bei den Komtoiren, 
oͤffentliche Effekten und Waaren und die verſchiedenen Arten derſelben beliehen 
werden koͤnnen, ſowie der Diskont- und Zinsſatz in Berlin und bei den Pro- 
vinzialkomtoiren wird von dem Hauptbank⸗Direktorium mit Genehmigung des 
Chefs der Bank beſtimmt, und hat der Letztere darauf zu ſehen, daß der Dis⸗ 
kont⸗ und Zinsſatz moͤglichſt gleichmaͤßig erhalten werde. 


H. 88. 


Veraͤnderungen des Diskontſatzes, zeitweiſe Verkuͤrzung der Verfallzeit 
der zu diskontirenden Wechſel und Effekten und Verkuͤrzung der Friſt, auf 
welche Darlehne gewaͤhrt werden ($$. 4. 5.), fo wie zeitweiſe allgemeine Be— 
ſchraͤnkung der Höhe der zu bewilligenden Kredite, koͤnnen ohne vorherige Be— 
rathung im Zentralausſchuſſe nicht angeordnet werden. Auch muß zur Feſt⸗ 
ſtellung der Anſicht des Ausſchuſſes über dergleichen Maaßregeln abgeſtimmt 
und das Ergebniß der Abſtimmung regiſtrirt werden. 


§. 89. 


Die allgemeinen Beſtimmungen über die Annahme und Verzinſung fol- 
cher Depoſiten, hinſichtlich welcher keine Verpflichtung fuͤr die Bank beſteht 
(F. 27.) unterliegen der Berathung und Beſchlußnahme des Zentralausſchuſſes. 

Bei Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Hauptbank-Direktorium und 
dem Zentralausſchuſſe entſcheidet der Chef der Bank. 


H. 90. 


Der Ankauf von Staatsſchuldſcheinen und anderen oͤffentlichen zinstra— 
gen⸗ 
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genden Effekten für Rechnung der Bank kann nur erfolgen, nachdem die Höhe 
des Betrages, bis zu welcher die Fonds der Bank zu dieſem Zwecke verwendet 
werden konnen, zuvor mit Zuſtimmung des Zentralausſchuſſes feſtgeſetzt iſt. 
Die Zeit und die Bedingungen des Ankaufes, ſowie die Auswahl der Effek⸗ 
ten, iſt Sache der Ausfuͤhrung. 


8 


Geſchaͤfte mit der Staats-Finanzverwaltung und mit den Geldinſtituten 
des Staats, unterliegen allen in dieſer Bankordnung enthaltenen Beſtimmun— 
gen ebenſo als wenn die Bank mit Privatperſonen abſchließt. Wenn dabei 
innerhalb jener Beſtimmungen andere als die allgemein geltenden Bedingungen 
des Bankverkehrs in Anwendung kommen ſollen, ſo muͤſſen ſolche Geſchaͤfte 
zuvor zur Kenntniß der Deputirten gebracht, und wenn auch nur Einer der⸗ 
ſelben darauf antraͤgt, von dem Hauptbank⸗Direktorium dem Zentralausſchuſſe 
vorgelegt werden. Sie müffen unterbleiben, wenn der letztere nicht in einer 
beſchlußfaͤhigen Verſammlung mit Stimmenmehrheit fuͤr die Zulaͤſſigkeit ſich 
ausſpricht. 


§. 92. 
Bei Geſchaͤften mit Aktiengeſellſchaften, Privatbanken, Kaſſenvereinen u. ſ. w. 


kann das Hauptbank⸗ Direktorium deren nähere Modalitäten, insbeſondere die 
Höhe des zu bewilligenden Kredits zum Gegenſtand der Berathung im Zentral⸗ 
Ausſchuſſe machen; darf jedoch alsdann das von ihm vorgeſchlagene und von 
dem Ausſchuſſe gebilligte Maximum des zu gewaͤhrenden Kredits ohne Zuſtim⸗ 
mung des letzteren nicht uͤberſchreiten. b ; e 

Sollten ſich dieſerhalb ſpaͤter Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem 
Hauptbank-Direktorium und dem Zentralausſchuſſe herausſtellen, ſo entſcheidet 
auf den Antrag des erſteren der Chef der Bank. ö 


$. 93. 


Die Anfertigung der Banknoten und der Umtauſch der beſchaͤdigten 
Banknoten (H. 30.) erfolgt unter Mitaufficht, und die Ueberweiſung derſelben 
an das Hauptbank⸗Direktorium uͤber den bereits erhaltenen Betrag hinaus auf 
95 Antrag des Chefs der Bank, unter Zuziehung der Deputirten des Aus— 
ſchuſſes. 

Die Ausgabe von Banknoten, die auf ein beſonderes Provinzial-Bank⸗ 
Komtoir ausgefertigt und bei dieſem jederzeit zu realiſiren find ($. 32.), kann 
nur mit Genehmigung des Chefs der Bank und nach Anhoͤrung des Zentral⸗ 
Ausſchuſſes erfolgen. 


§. 94. 
Fuͤr die Uebertragung und Verpfaͤndung der Bankantheile in den 


Stammbuͤchern der Bank kann das Hauptbank-Direktorium mit Zuſtimmung 
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des Zentralausſchuſſes eine maͤßige Gebuͤhr feſtſetzen und zum Vortheil der 
Bank erheben. 

Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Direktorium und dem Aus: 
ſchuſſe erfolgt die Entſcheidung durch den Chef der Bank. 


$. 95. 


Nach vollendetem Jahresabſchluſſe legt das Hauptbank-Direktorium dem 
Zentralausſchuſſe einen alle Zweige der Verwaltung umfaſſenden Geſchaͤfts— 
bericht, eine unter ſtrenger Würdigung zweifelhafter Forderungen, nach Berich— 
tigung der Zinſen, Abzug aller Unkoſten und Verluſte aufgeſtellte Vermoͤgens⸗ 
Bilanz und Gewinnberechnung nebſt Vorſchlaͤgen uͤber die Vertheilung des 
Gewinnes, die Höhe der Dividende für die Bankantheils-Eigner und die etwa⸗ 
nigen Zu- und Abſchreibungen bei den Einſchußkapitalien und beim Reſerve⸗ 
Fonds, zur Prüfung vor und überreicht ſolche mit dem Gutachten des Zentral— 
Ausſchuſſes begleitet dem Chef der Bank zur definitiven Feſtſetzung und Er— 
theilung der Decharge. 


$. 96, 


Die Prüfung der Bilanz erfolgt auf den Grund der Bücher der Haupt: 
bank durch die Deputirten, die uͤber das Ergebniß derſelben an den Zentral 
Ausſchuß Bericht erſtatten, das von dieſem nach H. 95. zu erſtattende Gut⸗ 
achten entwerfen, ſolches nach erfolgter Genehmigung von den Mitgliedern des 
Ausſchuſſes vollziehen laſſen und dem Hauptbank-Direktorium einreichen. 


§. 97. 


In der ordentlichen jährlichen Generalverſammlung der Meiſtbetheiligten 
legt der Chef der Bank den von ihm auf Grund der F. 95. gedachten Ver⸗ 
handlung entworfenen Verwaltungsbericht nebſt dem Jahresabſchluſſe vor, 
erklaͤrt den Betrag der Dividende für das abgelaufene Jahr, läßt die erfor: 
derlichen Wahlen vornehmen und uͤber die von ihm ſonſt zur Berathung ge— 
brachten Angelegenheiten der Bank abſtimmen. 

Der Verwaltungsbericht nebſt dem Jahresabſchluſſe und der Nachricht 
uͤber die Dividende der Bankantheilseigner wird gedruckt und unter die Letzteren 
vertheilt; außerdem in einem Auszuge mit der Nachricht uͤber Zeit und Ort 
der Dividendenzahlung durch die oͤffentlichen Blaͤtter zur allgemeinen Kennt— 
niß gebracht. 


§. 98. 


Die dane der Dividenden an die Bankantheils-Eigner gegen die 
den Bankantheilsſcheinen beigefuͤgten Dividendenſcheine geſchieht bei der Haupt⸗ 
bank, den Provinzialkomtoiren, oder auch an andern vom Chef der Bank zu 
beſtimmenden Orten. Mit Zuſtimmung des Zentralausſchuſſes kann die — 

en⸗ 


— 457 — 


dendenzahlung auch 1 und zwar dergeſtalt erfolgen, daß mit Ablauf des 
erſten Halbjahres eine Dividende bis zu Zwei Prozent von den eingeſchoſſenen 
Kapitalien, der Ueberreſt aber nach dem Jahresabſchluſſe (F. 97.) gezahlt wird. 

Dividendenruͤckſtaͤnde verjaͤhren in vier Jahren, von der Verfallzeit 
(H. 97.) an gerechnet, zum Vortheil der Bank. 


$. 99. 


Die Bank hat monatlich eine Ueberſicht des Betrages der umlaufenden 
Banknoten, akzeptirten Giroanweiſungen und fonftigen Paſſiva, ſowie anderer⸗ 
ſeits der in den Bankkaſſen vorhandenen baaren Beſtaͤnde, Kaſſenanweiſungen, 
Gold⸗ und Silberbarren und der in offentlichen Effekten oder in diskontirten 
und angekauften Wechſeln oder gegen Unterpfand belegten Summen durch die 
Allgemeine Preußiſche Zeitung oͤffentlich bekannt zu machen. 

Wir behalten Uns vor, dieſer Veroffentlichung eine weitere Ausdehnung 
zu geben, insbeſondere auch die woͤchentliche Bekanntmachung anzuordnen. 


$. 100. 
Provinzial-Bankkomtoire. 


„Die Provinzial⸗Bankkomtoire beſorgen an ihrem Orte alle vorkommenden 
oder ihnen beſonders uͤbertragenen Geſchaͤfte und ſind zunaͤchſt dem Hauptbank⸗ 
Direktorium untergeordnet. — 
| $. 101. | | 

Der Vorſtand beſteht wenigſtens aus Zwei Mitgliedern, die in der 
Regel lebenslaͤnglich angeſtellt werden. Derſelbe beſorgt die vorkommenden 
Geſchaͤfte unter Aufſicht Eines Bankkommiſſarius, der zugleich Juſtitiarius iſt. 

Die Ernennung des Bankkommiſſarius erfolgt durch Uns auf den Vor⸗ 
ſchlag des Chefs der Bank, der in geeigneten Faͤllen auch fuͤr die Vertretung 
deſſelben zu ſorgen hat. c 

Wo die Verwaltung gigen ae noch Einem Bankdirektor oder Bank⸗ 
Kommiſſarius anvertraut iſt, bleibt ſolche unter den uͤbrigen durch dieſe Ordnung 
vorgeſchriebenen Modalitaͤten bis zum Abgange dieſes Beamten beſtehen. 


§. 102. 

Der Vorſtand fertigt jährlich die Klaffififation der den Handlungshaͤu— 
ſern, Fabrikunternehmern und ſonſt bei dem Komtoir kreditſuchenden Geſchaͤfts⸗ 
leuten zu bewilligenden Perſonalkredite, jedoch unter Einverſtaͤndniß und Mit⸗ 
zeichnung des Bankkommiſſarius an, reicht ſolche dem Hauptbank-Direktorium 
ur Feſtſetzung ein, und beantragt noͤthigenfalls im Laufe des Jahres die erfor: 
erlichen Vervollſtaͤndigungen und Berichtigungen. 


$. 103. 
Die ſchriftlichen Ausfertigungen werden von dem Vorſtande 1 
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Alle Wechſel, Giri, Akzepte, Geldanweiſungen, Quittungen, Interimsſcheine, 
Pfandſcheine und ſonſtige Empfangsbekenntniſſe und Verpflichtungen muͤſſen 
von Zwei Vorſtandsbeamten oder deren Stellvertretern unterſchrieben ſein. 
Wo gegenwartig noch Ein Bankdirektor oder Bankkommiſſarius die Verwal— 
tung fuͤhrt, behaͤlt es bei der beſtehenden Einrichtung ſein Bewenden. 


$. 104. 
Provinzialausſchuß. 


Bei jedem Provinzial-Bankkomtoir ſoll, wenn ſich eine hinreichende Anz 
zahl geeigneter Bankantheils-Eigner am Sitze deſſelben vorfindet, ein Ausſchuß 
von wenigſtens 6 und hoͤchſtens 10 Mitgliedern beſtehen. 


Es ſcheidet jaͤhrlich die Haͤlfte aus, das erſte Mal nach dem Looſe, dem— 
naͤchſt aber nach dem Alter des Eintritts. 


$. 105. 


Der Ausſchuß wird von dem Chef der Bank aus einer doppelten Liſte 
gewählt, die einerſeits von dem Bankkommiſſarius, andererſeits von dem Zen- 
tralausſchuſſe aus denjenigen Bankantheils-Eignern aufgeſtellt wird, welche am 
Sitze des Komtoirs oder in deſſen unmittelbarer Naͤhe wohnhaft ſind und 
wenigſtens Drei Bankantheile beſitzen. 5 


Einzelne Erledigungen im Laufe des Jahres werden auf gleiche Weiſe 
erſetzt, und findet auf die Gewaͤhlten die Beſtimmung des F. 70. Anwendung. 


$. 106. 


Der Ausſchuß tritt regelmaßig alle Monate unter dem Vorſitze des 
Bankkommiſſarius zuſammen. Dieſer theilt demſelben eine allgemeine Ueber— 
ſicht der Geſchaͤfte des Komtoirs in dem verfloſſenen Monate, die Veraͤnderun— 
gen in der Geſchaͤftseinrichtung und die von der Centralverwaltung ergangenen 
allgemeinen Geſchaͤftsanweiſungen mit und ſchickt die in der Verſammlung zu 
Protokoll gegebenen Antraͤge und Vorſchlaͤge des Ausſchuſſes mittelſt Berichts 
an den Chef der Bank. 


Die Vorſtandsbeamten wohnen den Verſammlungen bei und nehmen an 
den Berathungen Theil. f 


Ueber die Verhandlungen wird in der Verſammlung ein Protokoll auf: 
genommen und von dem Bankkommiſſarius und Zwei Ausſchußmitgliedern uns 
terzeichnet. 


$. 107. 


Die Beſtimmungen des H. 80. finden auch auf die Mitglieder des Pro— 
vinzialausſchuſſes Anwendung. 


H. 108. 
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§. 108. 
Beigordnete. 


Der Ausſchuß waͤhlt in der im H. 74. beſtimmten Art aus ſeiner Mitte 
auf Ein Jahr Zwei bis Drei Beigeordnete nebſt Einem oder Zwei Stell⸗ 
vertreter. Dieſelben bleiben Mitglieder des Ausſchuſſes. 


H. 109. 


Wo ein Ausſchuß nicht beſteht, erfolgt die Wahl in der $. 105, be⸗ 
ſtimmten Art durch den Chef der Bank. 


§. 110. 


Die Suspenſion eines Beigeordneten in dem im H. 85. vorgeſehenen Falle 
erfolgt nach Anhoͤrung des Zentralausſchuſſes allemal definitiv durch den Chef 
der Bank, der noͤthigenfalls auch ſofort wegen einer neuen Wahl das Erfor— 
derliche veranlaßt. Im Uebrigen finden die Beſtimmungen des H. 80. auch 
auf hu gemäß F. 109, von dem Chef der Bank beftellten Beigeordneten An— 
wendung. 


§. 111. 

Die Beigeordneten find berechtigt und verpflichtet, ſoweit es ohne Stoͤ⸗ 
rung der taͤglichen laufenden Geſchaͤfte geſchehen kann, dem Vorſtande ihre 
Anſichten uͤber den Gang der Geſchaͤfte und uͤber zu ergreifende Maaßregeln 
mitzutheilen, ſowie demſelben in einzelnen Fallen auf deſſen Angehen Rath und 
Auskunft zu geben, von den Geſchaͤften Kenntniß zu nehmen, die Buͤcher und 
Portefeuilles einzuſehen und dem Bankkommiſſarius bei den außerordentlichen 
und ordentlichen Kaſſenreviſionen zu aſſiſtiren. Bei der Anfertigung der Klaſ— 
ſifikation der zu bewilligenden Perſonalkredite (F. 102.) kann ſich der Vorſtand 
ihres Rathes und ihrer Beihuͤlfe bedienen. ’ 

Beſondere Bemerkungen uͤber den Gang und die Führung der Geſchaͤfte 
theilen ſie dem Bankkommiſſarius mit, welcher ſie auch bei den Konferenzen mit 
dem Vorſtande zuzuziehen hat. a 


f $. 112. 
Kommanditen und Agenturen. 


Die Errichtung von Bankkommanditen und Agenturen in den Provinzen, 
ſowie die Aufhebung und Verlegung derſelben bleibt dem Chef der Bank uͤber⸗ 
laffen, und werden deren Verfaſſung und Befugniſſe von demſelben jedesmal 
beſonders beſtimmt. 

§. 113. 
Bankgeheimniß. ü 

Saͤmmtliche Beamte, die Mitglieder der verſchiedenen Ausſchuͤſſe, na⸗ 

Jahrgang 1846. (Nr. 2759.) #67 ment: 
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mentlich Alle diejenigen, welche Behufs der Nevifion und Kontrolle zur Ein— 
ſicht der Buͤcher und Portefeuilles berechtigt ſind, ſind verpflichtet, uͤber alle 
einzelne Geſchaͤfte der Bank, beſonders uͤber die mit Privatperſonen, über den 
Umfang des denſelben geſtatteten Kredits, ſowie über die Zahl der Bankantheile, 
welche Einzelne beſitzen, das unverbruͤchlichſte Schweigen zu beobachten. Die 
Deputirten des Zentralausſchuſſes und ihre Stellvertreter, ſowie die Beigeord— 
neten bei den Provinzialkomtoiren ſind zur Bewahrung des Geheimniſſes mit— 
telſt Handſchlages an Eides Statt vor Antritt ihrer Funktionen beſonders zu 
verpflichten. 


Titel UI. 
Allgemeine und beſondere Rechte der Bank. 


H. 1 14. 


Die Hauptbank ſowohl als ihre Komtoire und Kommanditen haben die 
Eigenſchaften juriſtiſcher Perſonen und koͤnnen als ſolche gültig Rechte erwer— 
ben und Verpflichtungen eingehen, insbeſondere das Eigenthum von Grund- 
ſtuͤcken und Hypothekenrechte erwerben. Es finden auf ihr Rechtsverhaͤltniß zu 
einem Dritten die allgemeinen Geſetze und die darin hinſichtlich der Bank ent⸗ 
haltenen beſonderen Beſtimmungen in ſoweit Anwendung, als nicht in der 
jetzigen Ordnung abweichende Beſtimmungen getroffen ſind. 


§. 115. 


Die Hauptbank hat ihren Gerichtsſtand bei dem Kammergericht in Ber— 
lin; die Komtoire und Kommanditen in den Provinzen haben ihren Gerichts— 
ſtand bei dem Obergericht, und in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu 
Coͤln bei dem Landgerichte, innerhalb deſſen Sprengel ſie ihren Sitz haben. 


$. 116, 


Die Bank, fowie ihre Komtoire, Kommanditen und Agenturen, haben 
alle Rechte des Fiskus, insbeſondere verbleibt ihnen die Stempel-, Sportel— 
und Portofreiheit in dem bisherigen Umfange. Das dem Fiskus bei Konkur— 
ſen oder ſonſtigen Prioritaͤtsverfahren gebuͤhrende Vorzugsrecht ſteht ihr jedoch 
55 zu im Vermoͤgen ihrer Beamten wegen Anſpruͤche aus deren Amtsver— 
waltung. 


§. 117. 


Wenn im Lombardverkehr ein Darlehn zur Verfallzeit nicht zuruͤckge— 
zahlt wird, ſo iſt die Bank berechtigt, das Unterpfand durch einen ihrer Beam— 
ten 
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ten oder einen vereideten Maͤkler an der Boͤrſe, oder mittelſt einer von ihren 
Beamten oder einem Auktionskommiſſarius abzuhaltenden oͤffentlichen Auktion 
zu verkaufen und ſich aus dem Erloͤſe wegen Kapital, Zinſen und Koſten be⸗ 
zahlt zu machen, ohne den Schuldner erſt einklagen zu duͤrfen. 


Bei eintretender Inſuffizienz des Schuldners iſt die Bank nicht ver— 
pflichtet, das Unterpfand zu deſſen Konkurſe herauszugeben. Ihr verbleibt 
vielmehr auch in dieſem Falle das Recht des außergerichtlichen Verkaufs mit 
der Verbindlichkeit, gegen Ruͤcklieferung des Pfandſcheins den nach ihrer Be— 
friedigung noch vorhandenen Reſt der Loͤſung zur Konkursmaſſe abzuliefern. 


§. 118. 


Die der Bank anvertrauten Gelder koͤnnen niemals mit Arreſt belegt 
werden. 


§. 119. 


Wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter 
Bankantheils-Scheine (F. 10.) kommen die wegen der inlaͤndiſchen Staats⸗ 
Papiere beſtehenden Geſetze mit der Maaßgabe in Anwendung, daß an Stelle 
der mit der Kontrolle der Staatspapiere beauftragten Behoͤrde uͤberall das 
Hauptbank⸗Direktorium tritt. N 


Wegen der verlorenen oder vernichteten Dividendenſcheine (F. 10.) iſt ein 
Öffentliches Aufgebot und gerichtliches Amortiſationsverfahren überall nicht zu⸗ 
läffig und eben fo wenig eine Klage auf Zuſtellung anderer Dividendenſcheine 
an Stelle der verlorenen oder vernichteten. 


$. 120, 


Wer Bankantheilsſcheine und Dividendenſcheine ($. 10.), Noten (F. 29.), 
Depoſitalſcheine (F. 3.) und Lombardpfandſcheine der Bank, ſowie die Obli— 
gationen und Interimsſcheine, welche dieſelbe für die bei ihr belegten Kapita⸗ 
lien ausfertigt, verfaͤlſcht oder nachmacht, oder dergleichen verfaͤlſchte oder nach— 
gemachte Papiere wiſſentlich verbreiten hilft, ſoll gleich demjenigen beſtraft wer— 
3 3 falſches Geld unter landesherrlichem Gepraͤge gemuͤnzt oder ver 

reitet hat. 8 


(A. L. R. Th. II. Tit. 20. §. 267. Geſetz v. 8. April 1823. Geſetz⸗ 
3 S. 43. Kabinetsorder v. 18. April 1835. Geſetzſammlung 
— 


* 


(Nr. 2759.) Die 
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Die gegenwaͤrtige Bankordnung erhaͤlt mit dem 1. Januar 1847. Ge⸗ 
ſetzeskraft, und treten mit dieſem Tage ſowohl das Bankreglement vom 
29. Oktober 1766., insbeſondere die darin vom Staat uͤbernommene allgemeine 
Garantie fuͤr die Sicherheit der Bank als auch die Verordnung vom 3. No⸗ 
vember 1817. (Geſetzſammlung S. 295.) ſowie die ihren weſentlichen Be— 
ſtimmungen nach in dieſe 70 EG aufgenommene, im uͤbrigen aber er- 
ledigte Order vom 11. April 1846. (Geſetzſammlung S. 153.) außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Erdmannsdorf, den 5. Oktober 1846. 
(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Ühden. Frh. v. Canitz. 
v. Duͤesberg. 


